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Wohlstand und sozialer 
^iede - sieht Deutschlands 

Zukunft alt aus? 
•<Jed e   Gesellschaft   muss 

er wieder aufs Neue 

rJ
bstkritisch sein und be- 
*Zl< kämpfen, um Wohl- 

an«l und sozialen Frieden 

Th 
erhalten." In dieser 

Fr
esefasste die Partei-und 
^tionsvorsitzende   An- 

der
a
[J

Aerkel die Ergebnisse 

des   'Skussion im Rahmen 
»Berliner Gesprächs" 

als Herausforderung an die 
Politik und jeden Einzelnen 
zusammen. 

Wie können wir die Wei- 
chen so stellen, dass der pro- 
duktive Kern unserer Gesell- 
schaft wächst und langfristig 
Wohlstand und sozialen 
Frieden geschaffen wird? 
Diese Frage stand im Mittel- 

punkt des Berliner 
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HEUTE AKTUELL 

Börsengang der Bahn 
Thema im BFAStrukturpo- 
litik (S. 9) Biotechnolo- 
gie-Symposium-Ängste 
gemeinsam überwinden 
(S. 10) JU Deutschland- 
tag in Oldenburg (S. 12) 
Neuer Internetauftritt des 
EAK(S. 13) Klarer CDU- 
Sieg bei OB-Wahl in Stutt- 
gart (S. 14) CDU-Kandi- 
dat bei OB-Wahl in Flens- 
burg vorn (S. 14) EU-Bei- 
tritt der Türkei - UMP ge- 
gen Vollmitgliedschaft (S. 
15) Ministerpräsident 
Teufel gibt Ämter auf (S. 
15) 4. Regionalkonfe- 
renz in Berlin (S. 18) Die- 
trich Austermann: 2005 
droht erneutes Schulden- 
desaster (S. 19) Dagmar 
Wöhrl, Otto Bernhardt: Ex- 
perten kritisieren Abbau 
der Mittelstandsförde- 
rung (S. 19) Wahlen zum 
Stellvertretenden Frakti- 
onsvorsitz (S. 20) Hart- 
mut Koschyk: Der rote 
Scheriff versinkt in Un- 
tätigkeit (S. 21) Maria 
Böhmer: Kinderbetreu- 
ung: Mehr, besser - aber 
bezahlbar(S. 22) 

• Gesprächs, zu dem die 
CDU Deutschlands ins Kon- 
rad-Adenauer-Hausgeladen 
hatte. Wie man dieser Her- 
ausforderung nicht Herr 
werde, machte Gabor Stein- 
gart, Leiter des „Spiegel"- 
Hauptstadtbüros und Buch- 
autor, deutlich. In einem 
provokantem „Vier-Punkte- 
Programm zur Vernichtung 
von Arbeit und Wohlstand", 
das die Zuhörer wachrüt- 
telte und der aktuellen Poli- 
tik den Spiegel der Ironie 
vorhielt, stellte er folgende 
These auf: Wer Arbeit und 
Wohlstand einer Volkswirt- 
schaft verhindern wolle, 
müsse die Geburtenrate 
drücken, den Arbeitsmarkt 
eng an den Sozialstaat kop- 
peln, die Ausgaben für Bil- 
dung und Forschung redu- 

zieren und jeder Reformdis- 
kussion aus dem Weg gehen. 
Entlang der Kernpunkte die- 
ser Aussage entwickelte sich 
eine lebhafte Diskussion, in 

deren Verlaufsich die Disku- 
tanten auf die Frage konzen- 
trierten, wie eine Gesell- 
schaft auf die Folgen der Al- 
terung des Gemeinwesens 
reagieren müsse. Frank 
Schirrmacher,     „FAZ"-Mit- 

herausgeber, verwies dar' 
auf, dass die Veränderung^ 
nicht nur Deutschland be- 

treffen würden, sondern die 

westliche Hemisphäre inS' 

gesamt. 
Verstärkt werde die de 

mographische Entwicklung 

durch die Generation der Ba 
byboomer, die Ende der40er 

bis Mitte der 60er Jahre ge' 
boren worden sei und a 

2010 in Rente gehen werde' 

Diese Alterskohorte habe 

die Welt, die Politik und dj 
Kultur revolutioniert. AUC 

wenn es in Deutschland w 

niger „Boomer" gebe als 
al- den USA, werde diese 

ternde Generation denno^ 

eine neue Kultur hervo 

bringen, die uns alle Pr 

gen werde, prognostizie rt« 
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chirrmacher. So würden sie 
öle Gesellschaft veranlas- 
se, sich verstärkt mit Ge- 
Sundheitsfürsorge und Ge- 
r°ntologie zu beschäftigen. 

Ob alternde Gesellschaf- 
en einer jüngeren zwangs- 
aufig unterlegen sein müs- 
sten, wollte Moderator Chri- 
stoph Keese, Chefredakteur 
der »Welt am Sonntag" von 
en    Diskutanten    wissen. 
War sei darauf noch keine 

^schließende Antwort mög- 

'ch,sagteGaborSteingart.Er 
etonte aber die Probleme, 

V°r denen alternde Gesell- 
schaften stehen. Im Übrigen 
61    der     demographische 

ar,del   kein   Naturgesetz, 
s°ndern das Produkt einer 
fehlten     Familienpolitik. 
^'spielsweise gebe es für 
7 prozent der Kinder bis zu 
ei Jahren immer noch keine 

etreuungsmöglichkeit. Eine 
e'tnahe Rückkehr von Frau- 

*n ir> den Beruf sei deshalb 
aufi8 nicht möglich. 

Optimistischer   äußerte 

v
lcfl Frank Schirrmacher. Er 

rwies darauf, dass unser 

'dv°n den Älteren aus dem 19 
••Oh 

•Jahrhundert herrühre mit 
jrensessel, Kaminfeuer 

dr
d vorratskammern". Aus- 

dj
Uckl'ch plädierte er dafür, 

ni^ 
altemden Generationen 

. auszugrenzen,   son- 
langer   in   die   Wert- 

b   °pfungskette mit einzu 

der'd
hen" AIS Auswe8 aus 

omographischen Krise 

BERLINER 
GESPRÄCHE 

empfahl Steingart nicht nur 
die Umkehr seines „Vier- 
Punkte-Programms", son- 
dern auch einen „Neustart 

der Entscheidungsmecha- 
nismen" in unserem Land. 
Die Gesellschaft müsse sich 
fragen, ob sie so wie heute 
organisiert noch zukunfts- 
fähig sei. Schirrmacher be- 
tonte, die Menschen ent- 
wickelten zunehmend ein 
Gespür dafür, dass ihnen die 
Zeit davonläuft. Deshalb 
verlangten sie immer unge- 
duldiger Antworten von der 
Politik. 

In ihrer Schlussbetrach- 
tung griff die CDU-Vorsit- 
zende Angela Merkel die 
Kernaussage von Laurenz 
Meyer auf. Der Generalse- 
kretär der CDU Deutsch- 
lands hatte in seinen Be- 
grüßungsworten den demo- 
graphischen Wandel als 
„eine der zentralen Heraus- 
forderungen an unsere Ge- 

sellschaft, von der ganz ent- 

scheidend unser künftiger 
Wohlstand abhängt", be- 
zeichnet. Wie Frank Schirr- 
macher und Gabor Steingart 
stellte auch die CDU-Vorsit- 
zendefest, dass sich dasZeit- 
fensterfürden notwendigen 

Umbau Deutschlands be- 
reits zu schließen beginne. 
Das Bewusstsein für den 
Handlungsbedarf sei aber 

noch nicht in allen Köpfen 
fest verankert. Es dürfe, so 
Angela Merkel, keine 
„fatalistische Stimmung" in 
Deutschland entstehen. 
Vielmehr sei es wichtig, dass 
die Politik Wege aus der ak- 
tuellen Krise aufzeige und 
die Kräfte, die in unserem 
Land und den Menschen 
stecken, freigesetzt würden. 
Deutschland brauchewieder 
die „Inspiration", die zur Er- 
findung des ersten Autos 
oder von Aspirin geführt 
habe. 
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Rentenpolitik 

Rente 

Rot-Grün lässt die Rentner im Stich! 

Nach Kürzungen in diesem Jahr drohen den Rentnern auch im nächsten Jahr wieder Einbußen. Schuld 

ist die rot-grüne Bundesregierung, weil sie Rücklagen abgebaut und Einnahmen viel zu optimistisch 

angegeben hat. 

In der Rentenkasse ist wieder ein riesiges Loch! Schon im nächsten Jahr müssen die Rentenversicherer den Bund um 
einen Vorschuss anpumpen. Die Rentenkassen geraten immer mehr in die direkte Abhängigkeit vom Finanzminister. 

Für die Rentner bedeutet das: Entgegen aller rot-grünen Versprechen gibt es im nächsten Jahr wieder eine Nullrunde. 

Durch die neuen Beiträge für Zahnersatz und Krankengeld, die im nächsten Jahr fällig werden, werden die Renten 

de facto gekürzt. 

Für die Arbeitnehmer bedeutet das: Entgegen aller rot-grünen Ankündigungen wird der Rentenbeitrag von derzeit 

19,5% in Zukunft nicht stabil bleiben. Erhöhungen sind nur noch eine Frage der Zeit. 

Mit der Taktik „Rente nach Kassenlage" muss jetzt endlich Schluss sein! Wir brauchen endlich wieder eine verlässliche 

Rentenpolitik. Die CDU fordert deshalb: 

• Die Rentenkassen brauchen ein solides Finanzpolster. Dazu müssen die Schwankungsreserven wieder erhöht werden. 

• Die Einnahmen der Rentenkassen müssen ehrlich berechnet werden. Denn die Folgen der rot-grünen Wunsch- 

Prognosen müssen die Rentner ausbaden. 

• Die Beitragszeiten für die Rentenversicherung müssen verlängert und die Frühverrentungen abgebaut werden. 

Nur so können wir die Rentenkassen dauerhaft entlasten. 

• Die Eigenverantwortung muss gestärkt werden. Dazu brauchen vor allem die Jungen verlässliche und ehrliche 
Aussagen über die künftige Entwicklung. Dazu braucht es eine einfachere Privatvorsorge und mehr Möglichkeiten 

zur betrieblichen Altersvorsorge. 

Wir müssen die gesetzliche Rentenversicherung reformieren. Nur so schaffen wir Sicherheit für die 

heutigen Rentner und Verlässlichkeit für die junge Generation. 

Besser für die Menschen. 

J.S.R: CDUBuridesgeschäftsstelle | KlingelhOferslraße 8 110785 Berlin | poWPcrlu.de | www.cdu.de 
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Bundestagsrede von Wolfgang Schäuble 

Privilegierte Partnerschaft ist 
die bessere Lösung 

j^egenstand unserer De- 
batte heute ist nicht in er- 
ster Linie die Türkei son- 
dern die Europäische Uni- 
J>n» genauer: die Vorstel- 
len, die wir mit der po- 
kerten Einigung Europas 

^binden. 
Die europäische Eini- 

§Un8 befindet sich in einer 

schwierigen Phase. Das 
Kln§en um die institutio- 
elle Vertiefung, die Erwei- 
erur>gauf 25 Mitgliedstaa- 

n> der Bruch des beim 
art der europäischen 

,. ahrung gegebenen Stabi- 
1 atsversprechens, die tief 
^ifenden Meinungsunter- 
Chlede in zentralen außen- 

Und 
sicherheitspolitischen 

I a§en - dies alles und vie- 
^S.mehr hat die Einstellung 

r
e'ter Teile der Bevölke- 

.. § in den meisten Mit- 

s ^dstaaten zur europäi- 

e. en Integration nicht 
.   en gestärkt. Das Gezerre 
um  j. 
L.      a|e   Bestätigung   der 
0rnmis 

en Parlament in diesen 
'ssion    im    Europäi- 

sche 

a?en hat das wohl auch 
T 

n'Cht verbessert. 

a,    
uf diese  Zustimmung 

g.     U|eibt das europäische 

Sen'8UngSWerk      angewie- 
* Wenn die Europäische 

Union eine handlungsfähi- 
ge, politische Einheit wer- 
den soll, geht das nicht oh- 
ne das Vertrauen der Men- 
schen. Die müssen sich die- 
ser neuen Einheit anver- 
trauen, und das setzt ein 
Gefühl der Zusammenge- 
hörigkeit, der Zugehörig- 
keit zu Europa voraus. Eu- 
ropäische Identität. Die 
entsteht aus Gemeinsam- 
keit in Geschichte und Kul- 
tur, auch aus gemeinsamer 
Verantwortung für die Zu- 
kunft in einer Welt der Glo- 
balisierung. Wer das ver- 

nachlässigt, gefährdet die 
Vision eines politisch ge- 
einten und handlungsfähi- 
gen Europa. 

Europa muss die 
Menschen erreichen 

Der Ratsvorsitzende 
der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, Bischof 
Huber, hat vor kurzem dar- 
auf hingewiesen, dass ein 

Europa, bei dem die Erwei- 
terung so eindeutig den 
Vorrang vor der Vertie- 
fung bekommt, bei dem 
die Frage nach den Ver- 
hältnissen von kulturellen 

Orientierungen zu politi- 
schen Mechanismen nicht 
mehr gestellt wird, die 
Menschen nicht erreichen 
kann. 

Große politische und 
wirtschaftliche Fort- 
schritte in der Türkei 

Die Türkei ist seit lan- 
gem verlässlicher Partner 
des Westens und mit Euro- 
pa eng verbunden. Die Mit- 
bürger türkischer Abstam- 
mung in unserem Land sind 
zu einem großen Teil gut in- 
tegriert, und sie bereichern 
uns vielfältig. Und die Tür- 
kei hat große Fortschritte 
gemacht, wirtschaftlich und 
politisch, als demokrati- 
scher Rechtsstaat und in 
der Wahrung der Men- 
schenrechte. Auch wenn, 
vor allem beim Schutz der 
Minderheiten, noch nicht 
alle Probleme gelöst sind, 
sollten die erreichten Fort- 
schritte und die Ernsthaf- 
tigkeit der Bemühungen 
nicht in Zweifel gezogen 
werden. 

Und zutreffend ist auch, 
dass die Türkei seit den 
60er Jahren nach der Mit- 
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gliedschaft in der Europäi- 
schen Gemeinschaft strebt 
und dass solchen Erwartun- 
gen auch von Seiten Euro- 
pas nicht wirklich wider- 
sprochen wurde. Aber im- 
mer ist auch gesagt wor- 
den, dass es keinen Auto- 

matismus gebe, dass also 
die endgültige Entschei- 
dung offen bleibe. Auch 
jetzt noch werden unter- 
schiedliche Botschaften 
ausgesandt. In der Türkei 
wird vermittelt, dass beim 
Europäischen Rat im De- 
zember die endgültige Ent- 
scheidung falle, auch wenn 
es bis zum Vollzug noch 
dauern werde - wenn man 
nicht schon die Empfehlung 
der Kommission als die 
eigentliche Entscheidung 

ausgegeben hat. Aber ge- 
nau dieser Kommissionsbe- 
richt legt eben auch dar, 
dass es sich gerade nicht 
um Beitrittsverhandlungen 
in der bisherigen Routine 
handeln kann, dass viele der 
Fragen offen und Probleme 
noch nicht gelöst seien und 
dass das Ergebnis der Ver- 
handlungen offen bleiben 

müsse. 
Klaus Hänsch, Sozialde- 

mokrat und vor wenigen 
Jahren allseits geschätzter 
Präsident des Europäischen 

Parlaments, hat in einem 
Vortrag Ende August in 
Schloss Neuhardenberg 
ausgeführt:  „Die  Fähigkeit 

der Union, neue Mitglieder 
aufzunehmen, dabei jedoch 
die Stoßkraft der europäi- 
schen Integration zu erhal- 
ten, stellt (...) einen sowohl 
für die Union als auch für 
die Beitrittskandidaten 

wichtigen Gesichtspunkt 
dar, hat der Europäische 
Rat 1993 in Kopenhagen 
festgelegt. Dieses Kriteri- 
um hat 1997 beim Be- 
schluss über die Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen 

mit den mittel- und osteu- 
ropäischen Staaten noch 
eine Rolle gespielt. Aus 
den Beschlüssen der Regie- 
rungschefs 1999 und 2002 
zur Türkei ist es jedoch ver- 
schwunden. Das ist ein Feh- 
ler. Wir sollten den Fehler 
nicht fortsetzen, in der Tür- 
kei den Eindruck aufrecht 

zu erhalten, dass die Fra- 
ge einer EU-Mitgliedschaft 
nur in der Türkei zu ent- 

scheiden sei, als ob es nicht 
auch auf die Aufnahme- 
fähigkeit der Europäischen 
Union selbst entscheidend 
ankäme. 

Privilegierte Partner- 
schaft findet auch in 
Frankreich Anklang 

Man sollte das auch in 
Frankreich bedenken. Die 
französische Bevölkerung 

äußert sich noch mit viel 
größerer Mehrheit als die 

Wolfgang Schäuble, stellvertretender Vors1 

zender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

deutsche gegen eine Mit' 
gliedschaft der Türkei, und 
in der Französischen NatiO' 
nalversammlung plädieren 

Regierung wie OppositM 
für unser Modell einer PrW 
legierten Partnerschaft' 

Der Präsident der Republik 

hat angekündigt, dass e 

der Aufnahme von Bel 

trittsverhandlungen zU 

stimmen werde, dass at>e 
am Ende der Verhandle 
gen eine Volksabstimmung 

in Frankreich über eine M1 

gliedschaft der Türkei em 
scheiden werde. Ob es 'u 

die Türkei wirklich bess^ 

sein wird, wenn nach vve' 
ren 10, 15 Jahren ein VC' 

handlungsergebnis da 1 
plötzlich abgelehnt würdj 
Wäre dann nicht die Gefah 

eines Bruches viel gr°" 
den zu vermeiden im Im 
esse der Türkei wie im 
teresse Europas liegt? 

Ich denke, wir schuld 
der Türkei Offenheit, ^ 

diese Offenheit heißt. da* 
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VVlr unsere Überzeugung 
•"cht verschweigen, dass 
e'ne privilegierte Partner- 
schaft die richtige Lösung 
lst- Weil sie die Chance ei- 
ner politischen Einheit 
nicht durch Überdehnung 
der Grenzen gefährdet und 

e'l sie zugleich die enge 
^er"bindung der Türkei mit 
Europa ermöglicht. Das ist 
Unsere Überzeugung und 
arüber muss auch verhän- 
gt werden, und nicht nur 

|Jber den Wunsch der Tür- 
kei auf volle Mitglied- 
schaft. 

Europa reicht 
nicht bis an die 

Grenzen des Iran 
oder Irak 

Natürlich     gehört    die 
ür|<ei in einem Teil zu Eu- 
Pa, aber zu einem weit- 

Us größeren Teil eben ein- 
eut'g nicht. Europa reicht 
'Cr|t bis  an  die  Grenzen 

v
es Iran oder Irak. Keiner 

E°
n Ur,s würde sich dort in 

M
Ur°Pa   fühlen,   und   die 

d 
er|schen   in   diesem   Teil 
r Türkei  glauben  selbst 
ch  nicht,   in   Europa   zu 

la'
n-Genauso gehört Russ- 

r?    
sogar zu einem größe- 

w    Teü zu Europa und ge- 
~   s auch zur europäischen 

istRichte,   und   dennoch 

die
e'ne Europäische Union, 
b's Wladiwostok reicht, 

als gelingende politische 
Einheit nicht vorstellbar. 
Die Antwort, die wir heute 
für die Türkei finden, muss 
auch halten, wenn eines Ta- 
ges Russland einen ent- 
sprechenden Wunsch äu- 
ßern sollte. Und deshalb 
müssen wir für Staaten, die 
nur teilweise zu Europa 
gehören, andere Lösungen 

einer institutionellen Ver- 
bindung mit Europa finden, 
als die Vollmitgliedschaft. 

Eine Brücke in die 
islamische Welt 

Auch das Argument von 
der Brücke, die die Türkei 
zwischen Europa und der is- 
lamischen Welt bilden soll, 
spricht für eine privile- 
gierte Partnerschaft. Eine 
Brücke gehört eben nicht 
nur zu einem Ufer. Und wer 
auf die Wirkung der Türkei 
in der islamischen Welt als 
Vorbild auf dem Weg zu 

Demokratie, Rechtsstaat- 
lichkeit, Achtung von Men- 
schenrechten, Aufbau von 
Zivilgesellschaften und der 
gleichen mehr setzen 

möchte, der sollte einmal 
überlegen, ob nicht durch 

eine Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union solche 
Wirkung der Türkei in die is- 
lamische Welt hinein eher 
geschwächt als gestärkt 
würde. 

Im Übrigen: all das leis- 
tet die Türkei doch im wohl- 
verstandenen eigenen In- 
teresse und eben nicht nur, 
um sich die Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union 
zu verdienen. Und das gilt 
genauso für andere Staaten 
in der islamischen Welt, die, 
wenn sie dem Beispiel der 
Türkei folgen, deshalb ja 
auch nicht Mitglieder in der 
Europäischen Union wer- 
den können. 

Nun wird gesagt, in Zei- 
ten der Bedrohung durch 
den internationalen Terro- 
rismus könne die EU aus 
strategischen Gründen gar 
nicht groß genug sein. Der 
Außenminister hat dafür 
sogar ausdrücklich von 

seiner Europa-politischen 
„Humboldt-Rede" Abstand 
genommen. Damals war er 
noch eher gegen eine Mit- 
gliedschaft der Türkei, wie 
übrigens Herr Verheugen 

ausdrücklich noch im No- 
vember 2002. 

Wie unsicher der Außen- 

minister in Wahrheit noch 
immer ist, hat er in einem 
Gespräch, dass in der 
Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 7. September 
wiedergegeben ist, verra- 

ten: "Er (Fischer) beteuerte 
ein weiteres Mal, die Ent- 
scheidung über die Aufnah- 

me von Beitrittsverhand- 
lungen sei nicht gleichbe- 
deutend über den  Beitritt 
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selbst. In jedem Falle werde 
eines Tages eine europa- 
weite Türkei leichter mit 
der Entscheidung umgehen 
können, ob ein Beitritt voll- 
zogen werden könne oder 

nicht." 

Uberdehnung 
gefährdet politische 

Einigung 

Dialog der Kulturen und 
Religionen, Partnerschaft 
mit den verantwortlichen 
Kräften in der islamischen 
Welt, Stärkung multilatera- 
ler Entscheidungsstruktu- 
ren - all das ist richtig und 
wichtig, aber das alles kann 
doch nicht die Einverlei- 
bung in Europa zur Voraus- 
setzung haben. Nein, von 
strategischer Bedeutung in 
Europa ist das Gelingen der 
politischen Einigung, und 
die wird durch eine Über- 
dehnung der Grenzen eher 
gefährdet als gefördert. Die 
Entwicklung einer einigen 
und handlungsfähigen Eu- 
ropäischen Union ist für 
uns Europäer unser ent- 
scheidender Beitrag für 
mehr Stabilität, mehr Frie- 
den und mehr Entwicklung 
in dieser enger zusammen- 

wachsenden und vernetz- 
ten Welt. Daran hat auch 
die Türkei ein wohlverstan- 
denes Eigeninteresse. Bes- 
ser ist die Türkei mit einem 

ipfffg I 

Y frv^rffwtvf1 JT ,'j 

politisch geeinten Europa 
eng verbunden, als Mitglied 
in einer politisch hand- 
lungsunfähigen Europäi- 
schen Union. Noch einmal 

zu Klaus Hänsch: "Wenn die 
Mitgliedschaft der Türkei 
mit der Erosion der Union 
bezahlt würde, wäre das ein 
zu hoher Preis - übrigens 
nicht nurfürdie Union, son- 
dern auch für die Türkei 

und der darf nicht gezahlt 
werden." 

Wachsen in der 
Fläche, schrumpfen 

in der Tiefe? 

„Abschied von Europa" 
hat Stefan Ulrich in der 
Süddeutschen Zeitung am 
Dienstag seinen Leitartikel 
überschrieben. Die Europäi- 

sche Union wächst in der 
Fläche und schrumpft in 
der Tiefe. Und Egon Bahr 
schrieb vor kurzem im 
Spiegel: „Bayerns Minister- 
präsident  Edmund  Stoiber 

hat recht, wenn er erklärt- 

Nimmt man die Türkei auf. 
dann ist das das Ende der 
Vision von der politischen 

Union Europas". 
Deshalb stellen wir, wie 

schon am 2. Dezember 

2002 vor dem Kopenhage' 
ner Gipfel, heute erneut 
den Antrag, bei Verhand- 

lungen mit der Türkei sie"1 

nicht auf die Frage einer 

Vollmitgliedschaft zu be- 
schränken, sondern auc 

die bessere Lösung eine 

Privilegierten Partner- 

schaft   einzubeziehen.   8 
solches     wirklich     erge^' 
nisoffenes    Verhandlung5 

mandat weißt  die Türke1 

nicht   ab,   beschädigt   sl 

nicht, bewahrt aber Eur°' 
pa zugleich seine Chan 
sich   zu   einer   wirkliche 

politischen Einheit zu en 

wickeln. Und darum ge 

es.   Es   geht   um   die   Zu 

kunftsfähigkeit    Europa* 
und es geht um die Zusti 
mung der Menschen zu 

europäischen Projekt. 
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Bundesfachausschüsse 

BFA Strukturpolitik 

Bahn-Börsengang: ein wichtiges Thema 
Der Bundesfachausschuss 
Stl"ukturpolitik der CDU 
Deutschlands hat sich in sei- 
ner jüngsten Sitzung aus- 
führlich mit der Lage der 
Bahn nach dem verschobe- 
n*n Börsengang befasst. In 
e'nem detaillierten Kurzre- 
ferat hat Alexander Hedde- 
Tlz\ Leiter Konzernentwick- 
üng der Deutschen Bahn, 
em Ausschuss einige Daten 

*Ur aktuellen Situation der 
ahn AG vorgetragen. Nach 

^istruktiver Diskussion be- 
kräftigte der Fachausschuss- 
j^rs'tzende, Enak Ferlemann 

dB> den interessanten Ge- 
aikenaustausch weiter- 
en zu wollen. 

Außerdem hat der Bun- 
esfachausschuss das Ar- 
eitsPapier von Peter Harry 

Pensen, „Mehr Wachs- 
J"11 durch moderne Infra- 
ruktur", intensiv beraten. Er 
a8t dieses Wachstumspa- 

P'erir>haltlichvollmitundhat 

Enak Ferlemann 

auf dessen Grundlage das 
beiliegende Papier „Mehr 
Wachstum durch moderne 
Verkehrsinfrastruktur" so- 
wie als Anreichung für den 
CDU-Bundesvorstand zur Er- 
stellung des Leitantrages für 
den kommenden Parteitag 
konkrete Empfehlungen ein- 
stimmigbeschlossen. Das Pa- 
pier steht unter http://www. 

cdu.de/pol itik-a-z/bundes- 

fachausschuesse/inhalt_ 
strukturpolitik.htm zum 
Download bereit. 

Des Weiteren hat der Bun- 
desfachausschuss einen Be- 
schluss „Mehr Sicherheit für 
Rad fahrende Kinder im 
Straßenverkehr" einstimmig 
gefasst, nach dem Kinder bis 
zum vollendeten 12. Lebens- 
jahr mit Fahrrädern Gehwe- 
ge benutzen dürfen sollen . 

Der Bundesfachausschuss 
begrüßt das Urteil des OVG 
Berlin, das zwei gegen die 

Stilllegung gerichteten Eilan- 
trägen statt gegeben hat, so 

dass der Flughafen Tempel- 
hof nicht zum 31. Oktober 
2004 geschlossen werden 
kann. In diesem Zusammen- 
hang hat sich der Ausschuss 
zudem für die Unterstützung 
des Antrags „Flugverkehrs- 
konzept für den Großraum 
Berlin überprüfen - Flugha- 
fen Berlin-Tempelhof offen 
halten" ausgesprochen, den 

der Bundestagsabgeordnete 
Peter Rzepka federführend 
erstellt hat. 

HINTERGRUND: BÖRSENGANG DER BAHN AG 

le Deutsche Bahn hatte 
Nächst für 2006 den Bör- 
er>gang angepeilt, diesen 
anr" aber überraschend ab- 
pagt. Der Zeitplan sei an- 
^es|chts der Rahmenbedin- 
*Ungen „nicht realistisch". 

0r dem Hintergrund der 

neuerlichen Preiserhöhun- 
gen war von verschiedener 
Seite Kritik an den Kapital- 
marktplänen laut gewor- 
den. Weiterhin umstritten 
ist auch die Position des 
Bahnvorstands, der das Un- 
ternehmen nur unter Ein- 

schluss des Schienennetzes 
als "integrierten Konzern" 
an die Börse bringen will. 

Die Deutsche Bahn will den 
Zeitplan für den Börsengang 
nun "neu definieren". Am 
Ziel der Kapitalmarktfähig- 
keit werde festgehalten. 

34|04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Biotechnologie-Symposium 

Ängste gemeinsam überwinden 
„Die Biotechnologie ist ein 
entscheidender Bereich in 
dem sich zeigen wird, ob 
Deutschland in Zukunft für 

seine 80 Millionen Einwoh- 
ner den Lebensstandard 
und das Wohlstandsniveau 
haltenkann",sagtedie Frak- 

tionsvorsitzende Angela 
Merkel anlässlich des Bio- 
technologie-Symposiums 

der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion in Berlin. Sie for- 
derte Wissenschaft und In- 
dustrie auf, die Öffentlich- 
keit besser über die Chan- 
cen und Risiken der Biotech- 
nologie zu informieren. 

„Wir müssen die Ängste der 
Menschen ernst nehmen 
und gemeinsam überwin- 

den", sagte Merkel. Auf 
Angst könne man kein for- 
schungsfreundliches Klima 

aufbauen. 
Gerade im Bereich der 

grünen Gentechnik (Pflan- 

zen) drohe Deutschland in- 
ternational den Anschluss zu 
verlieren. „Wenn wir den An- 
schluss verlieren, werden an- 
dere die Gewinne machen", 
betontedie Vorsitzende. Des- 

halb müssten Wissenschaft, 

Industrie und Politik gemein- 
sam dafür eintreten, die ein- 
zelnen Forschungsbereiche 

zu fördern. Neben den ent- 
sprechenden Rahmenbedin- 

Angela Merkel betrachtet embryonale Stammzellen der Maus 

gungen dürfe die Akzeptanz 
der Bevölkerung nicht aus 
dem Blick geraten, unter- 

strich Merkel. Es gelte bei al- 
len Abwägungen immer auch 
ethische Gesichtspunkte zu 
berücksichtigen und diesbe- 

züglich Grenzen zu setzen. 
Hier müsse vorallem die rote 
Gentechnik (Medizin) in den 
Blickpunkt rücken. Zugleich 
appellierte sie an Natur- und 
Geisteswissenschaftler, an 
der notwendigen „Aufklä- 
rungsarbeit" mitzuwirken, al- 
so „Transparenz und Verstän- 
digung nach außen voranzu- 
treiben". Ansonsten werde 

Deutschland bald kein „inno- 
vationsfreundliches Land" 
mehr sein. Konkret forderte 
die Oppositionsführerin die 

rot-grüne   Bundesregierung 
auf, die Biopatent-Richtlin'e 

der Europäischen Union ir 

nationales Recht zu überfüh- 

ren.  Außerdem   müsse  °i 
Koalition   ein   Gesetz   übe 
die Gendiagnostik vorlegt' 
Über die Frage der Gentes*5 

werde es sicher eine kritisc 

Diskussion geben, aber m1 

diesem    ethisch    sensible 

Thema werde die Union en 
sprechend    umgehen. 
Zeitzeugen ungeheurer Vß 

änderungen müsse die 
sellschaftdie neuen Mög'ic 

keiten erkennen und nutze 
Ausdrücklich   kritisiert 

Angela Merkel, dass Deuts^ 

land im Bereich der grü^ 
Gentechnik    weltweit   z 

rückgefallen    sei.    Vera 

34|04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

örtlich dafür sei allein die 
"lr|novationsblockade" von 
*°t-Grün, bekräftigte die 

Ersitzende. Teilen der 
Putschen Wirtschaft be- 
Scheinigte Merkel, der Dis- 
kussion um die grüne Gen- 
technik aus dem Weg zu ge- 
^en. Wer beispielsweise ver- 
öde, dass die Babynah- 
rungaufjedenFallohneGen- 
technik zubereitet werde, 
Suggerieredamit,dass„da ir- 
gendwo etwas nicht in Ord- 
nung"sei. 

Die stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Maria 
Böhmer, hatte zuvor in ihrer 
Eröffnungsrede darauf hin- 

gewiesen, dass die Abgeord- 
neten der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion seit gerau- 
mer Zeit im Austausch mit 
den führenden Wissen- 
schaftlern in diesem For- 
schungsfeld stehen. Bereits 

in der vergangenen Wahl- 
periode hat die Fraktion im 
Juni 2001 einen Beirat für 
Bio-   und   Gentechnologie 

berufen, der seit März 2003 
in der laufenden Wahlperi- 
ode seine Arbeit fortsetzt. 

Die Fraktion hat darüber 
hinaus in Kongressen und 
Symposien Foren der Infor- 
mation und des Gesprächs 
mit der Wissenschaft gebo- 
ten und so immer wieder 
die Brücke zwischen Gesell- 
schaft und Politik auf derei- 
nen Seite und Forschung und 
Wissenschaft auf der ande- 
ren Seite überzeugend ge- 
schlagen. 

INNOVATION HEISSTANWENDUNG 

Jemand bestreitet mehr, 
dass Bio- und Gentechnik 
das 21. Jahrhundert we- 
ltlich beeinflussen wer- 
den. Nahezu täglich mel- 
den die Forscher neue 

bahnbrechende Erkennt- 
nisse. So ist zum Beispiel 
aas menschliche Genom 
gerade zu 99,999 % ent- 

schlüsselt. Und damit eine 
^sicherte Basis, um die 

""kungszusammenhänge 
.^ menschlichen Körper 
lrrinier genauer verstehen 
2ukönnen. 

Aber all diese Forschun- 
gen machen nur dann einen 
lnr>. wenn sie in Anwen- 
den, Produkte, Medika- 

J^rite und nicht zuletzt Ar- 
e'tsplätze im eigenen Land 

gesetzt werden können. 

Helmut Heiderich 

Jah 
^utschland-inden80iger- 
' rer> noch Apotheke der 

Welt - muss hier 
dringend aufholen. 
Zur Zeit ist kein 
deutsches Unter- 
nehmenmehrunter 
den „Top-Ten" der 
Welt zu finden. 
Zwar werden schon 
jetzt 106 Medika- 

mente aus gentechnischer 
Herstellung in Deutschland 

vertrieben, aber zu wenig Ar- 
beitsplätze sind bisher hier 
entstanden. 

Die Bundesregierung 
gibt eindeutig zu wenig 
Unterstützung. Vom neuen 

Gentechnik-Gesetz, das die 
gesamte Wissenschafteben- 
so wie die Unternehmen ein 
„Gentechnikverhinderungs- 
gesetz" nennt, bis zu der seit 
1998 dahin dümpelnden 
Schaffung eines Biopatent- 
rechts reiht sich die Reiheder 

Versäumnisse auf. 
Weder ist das seit 
Jahren angekün- 
digte Gendiagno- 
stikgesetz bisher 

^^ Realität gewor- 
jf| | den, noch ist die 

einst mit UMTS - 

Mitteln gestärkte 
Gentechnikforschung mas- 
siv zu Leuchttürmen der Bio- 
technik in Forschung und Ar- 
beitsplätze umgesetzt wor- 
den. 

Stattdessen hat der Streit 
zwischen Rot und Grün inder 
Biotechnik zur Abwande- 
rung von Forschern, Unter- 

nehmen und zum Verlust 
von Zukunftschancen in 
Deutschland geführt. 

HelmutHeiderichistder 
Beauftragte der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion für Bio- 

und Gentechnologie. 
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Junge Union 

Deutschlandtag in Oldenburg 
Philipp Mißfelder ist mit 
großer Mehrheit im Amt des 
Vorsitzenden der Jungen 

Union bestätigt worden. 
Die knapp 300 Delegierten 
des JU-Deutschlandtages 

in Oldenburg wählten den 
25-Jährigen mit 85,9 Pro- 
zent der abgegebenen 
Stimmen erneut an die 
Spitze der CDU-Nach- 
wuchsorganisation. 

Mißfelder erhielt 250 von 
291 gültigen Stimmen. 34 
Delegierte stimmten gegen 
ihn, 7 enthielten sich. Mißfel- 
der hatte keinen Gegenkan- 
didaten. Als seine Stellver- 
treter wurden Johannes Pöt- 

tering, Andre Stolz und Mar- 
cus Klein wiedergewählt, neu 
zur stellvertretenden Bun- 
desvorsitzenden wählten die 
rund 300 Delegierten Nadine 

Pallas. 
Der Vorsitzende der Jun- 

gen Union sagte der Partei- 
vorsitzenden Angela Merkel 
seine Unterstützung zu. 

Nach einer mit langem Bei- 
fall aufgenommenen Rede 
Merkels sagte Mißfelder: 

„Sie sehen, die JU steht hin- 
ter Ihrem Reformkurs". Mer- 
kel hatte in der Rede ihre 
Position zur Gesundheits- 
reform bekräftigt und Ge- 
schlossenheit von CDU und 
CSU angemahnt. Unter gro- 
ßem Beifall warb sie für eine 

Philipp Mißfelder, Angela Merkel und Christian Wulff (v. I. n. r.) 

priviligierte Partnerschaft 
zwischen der Türkei und der 
Europäischen Union. 

In der programmatischen 
Ausrichtung setzt die JU auf 
mehr Reformen. So hat sie 

Veränderungen beim Kündi- 
gungsschutz sowie die Ab- 
schaffung der Bundesagentur 

für Arbeit gefordert. „In 
Deutschland werden vor al- 

lem deswegen kaum neue Be- 
schäftigte eingestellt, weil es 
nahezu unmöglich ist, sich bei 
veränderter wirtschaftlicher 
Lagewiedervonihnenzutren- 
nen", heißt es im einstimmig 
beschlossenen Leitantrag der 
Nachwuchsorganisation von 
CDU und CSU. Nach dem Wil- 

len derJUsoll z.B. die Bundes- 
agentur für Arbeit aufgelöst 
werden und ihre Dienstlei- 
stungen bei kommunalen 
Agenturen zusammengefasst 
werden. Die JU forderte auch, 

die Wahlperioden für Bundes- 

tag und Landesparlamente 

einheitlich auf fünf Jahre zu 
verlängern. Damit stehe ein 

Jahr mehr Zeit zur Verfügung- 

politische Entscheidung^ 

unbeeinflusst vom Wah1' 
kämpf zu treffen. Außerdem 

soll die Wehrpflicht durch 

eine allgemeine DienstpfliC'1 

ersetzt werden, die auch beifT1 

Zoll oder in der Entwicklung5' 

hilfe abgeleistet werdet 

könnte. Notwendig sei oe 

schrittweise Übergang zu el 

ner Freiwilligenarmee aus ß 

rufs- und Zeitsoldaten. 

Weitere Information^ 
zu Wahlergebnissen, 
verabschiedeten An- 
trägen sowie Impres- 
sionen des Deutsch- 
landtags unter www- 
junge-union.de 
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Evangelischer Arbeitskreis 

Neues Erscheinungsbild vorgestellt 
er Bundesvorsitzende des 

Evangelischen Arbeitskrei- 
se der CDU/CSU (EAK), 
Tr,omas Rachel, und der 
Generalsekretär der CDU 
^utschlands, Laurenz 
^eYer, haben im Rahmen 
e'nes Empfangs im Konrad- 

^denauer-Haus das neue 
Erscheinungsbild des EAK 
prasentiert. 

Das neue EAK-Logo und 
6lne Bildmarke sind die Ba- 
ISe'emente des überarbei- 
ten   EAK-Erscheinungsbil- 
Js- das sich an der CDU- 

erbelinie orientiert, die die 
artei zu Beginn dieses Jah- 

®s vorgestellt hat. Auch der 
Al<-lnternetauftritt    unter 
Ww-eak-cducsu.de präsen- 

tiertsich in neuem Aussehen. 
Logos, Bildmarke, Schrift 
und Farbgestaltung sind der 
neuen Linie angepasst. 
Hinzu kommen zahlreiche 

neue anwenderfreundliche 
Funktionen, wie ein Suchsy- 
stem, eine Download-Mög- 

lichkeit und ein vielseitig ver- 
wendbares Kontaktformu- 
lar.diedem Nutzereinen ver- 
besserten Service bieten. 

Der Bundesvorsitzende 
des EAK, Thomas Rachel, zur 
neuen Werbelinie des EAK: 
„Dass der EAK mit seiner Ar- 

beitamPulsderZeitist,zeigt 
er nicht nur, indem er sich in 

aktuelle politische und ge- 
sellschaftliche Debatten ein- 
mischt und Stellung bezieht, 

sondern nunmehr auch 
durch sein frisches neues Er- 
scheinungsbild. Ich hoffe, 
dass wir durch unseren 
neuen Internetauftritt einen 
noch besseren Service bieten 
und viele Protestanten für 

die christdemokratische Ar- 
beit interessieren und gewin- 
nen können." 

Der Generalsekretär der 
CDU Deutschlands, Laurenz 
Meyer: „Ich freue mich, dass 

die neue Werbelinie der CDU 
von unseren Vereinigungen 
- und insbesondere vom EAK 
- so gut aufgenommen wird. 
Ich wünsche dem EAK auch 
im neuen Gewände für seine 
wichtige inhaltliche Arbeit 
weiterhin alles Gute." 

Brücken bauen zwischen Kirche und Politik 

Willkommen beim Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU 

Der EAK isl eine Sondeiorganlsation der Unionsparteien, der alle evangelischen 
Mitglieder von CDU und CSU vertritt Oerzeit zahl) der EAK über 203 000 Mitglieder 

Der EAK wurde 1952 in Stegen vom damaligen Bundestagsprasidenten, Oberkirchenrat 
Dr Hermann Ehlers. gegründet Ehlers Anliegen war es. die evangelische Stimme in 
der Partei zu einen und zu starken 

.Die Idee der Grundungsvater und -mutter des EAK war von Anfang an. dass unsere 
Partei eine kontinuierliche, christliche. ia evangelische Beglertung ihrer Politik braucht- 

Thomas Rachel, MdB, Bundesvorstiender des Evangelischen OrbeXskieises der COWCSU 

Bis heute verfolgt der EAK das Ziel, protestantisches Denken und protestantische 
Überzeugungen in die Unionsparteien einzubnngen und evangelische Christen zum 
politischen Engagement zu ermutigen 
Es ist fui den EAK besonders wichtig, fur seme Albert Menschen zu gewinnen, die in 
Kirche und Politik zu Hause sind 

Thomas Rachel, MdB, 
Bundes*** srrierder de. 
Evangehschen 

\rtcinct«mim des 
EAK Sei dem 20 
Oöcfcer 2004 hat der 

Hernet'vrv 

HetriiMwi -Chief* 
Syliiliu-.ii.il <•• 

vtrarotatete der 

Afbe«$*re* der 
CÜU£SU gememtam 
n* der Evangetsch- 
LuthenSehen Krche n 
Oldenburg und dem 
.. mde    erb rti 
Oldenburg d* CDU eci 
Sy"ipos«on -im 
Gedenken an den 
Gründer und ersten 
&#K*e3vor stienden 
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Klarer CDU-Sieg bei OB-Wahl in Stuttgart 

Bei der Oberbürgermeis- 
ter-Stichwahl in der baden- 
württembergischen Haupt- 

stadt Stuttgart wurde Wolf- 
gang Schuster mit einer 
deutlichen Mehrheit im 

Amt bestätigt. 
Der Amtsinhaber erhielt 

53,3 ProzentderStimmen. Im 

ersten Durchgang zwei Wo- 
chen zuvor hatte der seit acht 
Jahren amtierende Schuster 
mit 43,7 Prozent noch die er- 
forderliche absolute Mehr- 
heit verpasst. Im zweiten 
Wahlgang konnte die SPD- 
Kandidatin Ute Kumpf Schu- 
ster mit 45,2 Prozent nicht 

gefährden. 
„Ich freue mich über den 

deutlichen Wahlsieg. Dies ist 

Wolfgang Schuster 

mir Anspornfürdie nächsten 

acht Jahre", sagte der Ver- 
waltungsjurist. Damit bleibt 
die baden-württembergische 

Landeshauptstadt in CDU- 
Hand. Schuster erklärte, die 
Stadt solle nun weiterjn dem 
Stil, der Stuttgart auszeich- 

net", nach vorn gebrachtwer- 
den. Er wolle die Stadtgesell- 

schaft nicht spalten, sondern 
„gemeinsam gestalten • 

Nachdenklich stimmte aMJ 
dings die schlechte Wahlbe- 

teiligung bei der OB-WrfJ 
Sie ging nach 46,0 Prozent im 

ersten Durchgang auf 43,1 

Prozent zurück. 
Ministerpräsident Erwin 

Teufel sagte, für die CD" 
Baden-Württembergs sel 

Schusters Wahlsieg ein gi"0' 
ßer Erfolg. Schuster habe 
eine saubere absolute Mehr 

heit erreicht. Weitere Paf" 
teifreunde werteten das W 
gebnis als gutes Signal fü. 
die Landtagswahlen in z*e] 

Jahren. 

OB-WAHL IN FLENSBURG: KANDIDAT LIEGT VORN 

Nicht nur im Süden der Re- 
publik, auch in den Kom- 
munen an der Küste ge- 
winntdieCDU immer neue 
Bastionen hinzu: Klaus 
Tscheuschner ist es mit 
Bravour gelungen, die er- 
ste Runde der OB-Wahl in 
Flensburg für sich zu ent- 

scheiden. 
Mit einem Ergebnis von 

44,2 Prozent liegt der CDU- 
Herausforderer mehr als 
zehn Prozent vor Amtsinha- 

ber Helmut Trost von der 
SPD. Das bringt Rückenwind 

- auch für die kommende 
Landtagswahl. „Ich bin stolz 

auf das Ergebnis und auf 
mein Team", kommentierte 
Tscheuschner den Ausgang 
des Urnengangs. Die Kon- 
zentration auf die Sachthe- 
men sei richtig gewesen und 
habe die Menschen an der 
Förde überzeugt. Bis zur 
Stichwahl am 14. November 
willderCDU-PolitikerdieÄr- 

mel hochkrempeln und wei- 
ter kämpfen, um die Bürger 
für die besseren Konzepte 
seiner Partei zu mobilisieren. 

Tscheuschners Chancen 

stehen gut, denn er kann mit 
vielen Stimmen von FDp 

Wählern rechnen. „Zwischen 

CDU und FDP gibt es eine 
große inhaltliche Nähe, zum 

Beispiel die Konzentration 

auf das Thema Wirtschaft"- 

versicherte der CDU-Po^ 
ker. Immerhin stimmten 13' 

Prozent der Flensburger flp 
FDP-Kandidat Jörg Petersen- 

während für die Grünen-P° 
litikerin Regina Jaeger nü 
8,4 Prozent der Bürgerinnen 

und Bürger votierten. 
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Türkei-EU-Beitritt 

»Das Amt immer als Dienst empfunden" 
Ußr baden-württembergi- 
Sche Ministerpräsident Er- 
win Teufel wird im nächs- 
ten Jahr seine Spitzenäm- 
ter aufgeben. 

Teufel kündigte für den 
l9- April 2005 seinen Rück- 
u§ sowohl als  Regierung- 

Schef als auch als CDU-Lan- 

j^svorsitzender an. „Ich ha- 
e dieses hohe Amt immer 
s Dienst empfunden und 

nicht als Pfründe, als Ver- 

richtung   und    nicht   als 
Jjjel", sagte Teufel. Der 65- 
Jahr'ge ist seit 1991 Minis- 

Erwin Teufel 

terpräsident und Landesvor- 
sitzender der CDU in Baden- 
Württemberg.    Die    CDU- 

Vorsitzende Angela Merkel 
dankte Erwin Teufel für sei- 
ne Arbeit. Die Entscheidung 
Teufels verdiene „hohen 
Respekt". Erwin Teufel sei 
einer der erfolgreichsten 
Ministerpräsidenten in 
Deutschland, der sein Land 
weit vorangebracht habe. 
Teufel sei ein „Landesvater 
im wahr-sten Sinne des 
Wortes". Um die Nachfolge 
Teufels bewerben sich Frak- 
tionschef Günther Oettin- 
ger und die Kultusministe- 
rin Annette Schavan. 

FRANZÖSISCHE REGIERUNGSPARTEI GEGEN MITGLIEDSCHAFT 

Auch die französische Re- 

gierungspartei UMP hat 
S|ch dafür ausgesprochen, 
der Türkei den Status eines 
Privilegierten Partners Eu- 
r°Pas zu geben. 

Das machte der französi- 
schen Wirtscharts- und Fi- 

anzminister und designier- 
te Vorsitzende der UMP, 

lc°las Sarkozy, in einem 
j?espräch mit der Partei- und 

raktionsvorsitzenden   An- 
j>e|a Merkel deutlich. Sar- 
°2y. der Ende November 

?ürri Vorsitzenden der UMP 

Stählt werden  soll,  hat 
Urchgesetzt, dass die Fran- 
ken in einem Referendum 

b
Urri EU-Beitritt der Türkei 
efragt werden. Auf diese 

Weise will die UMP verhin- 
dern, dass die Franzosen ihre 
Sorge vor einem Türkei-Bei- 
tritt bei der Volksbefragung 
über den europäischen Ver- 
fassungsentwurf zum Aus- 
druck bringen, die für den 

Herbst 2005 geplant ist. Um 
den Türken nicht das Gefühl 

einer Zurückweisung zu ver- 
mitteln, sollen sie als privile- 

gierte Partner-so wie es das 
Konzept von CDU und CSU 
vorsieht - eng an die EU ge- 
bunden werden, ohne dass 
die Türkei Vollmitglied wird. 
Bereits während der Wahlen 
zum Europäischen Parla- 
ment hatte Sarkozy die UMP 
vom Kurs des Staatspräsi- 
denten Jacques Chirac abge- 

Angela Merkel und Nicolas Sarkozy 

bracht.deram 17. Dezember 
im Rat der Europäischen 
Staats- und Regierungschefs 
für die Aufnahme von Bei- 
trittsverhandlungen mit der 
Türkei votieren will. Sarkozy 
hatte den Wählern verspro- 
chen, dass die UMP-Abge- 
ordneten im Europäischen 
Parlament gegen die Auf- 

nahme von Beitrittsver- 
handlungen mit der Türkei 
stimmen würden. 
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Die Regierungs- 
politik dümpelt vor 

sich hin 

Standen in der letzten 
Woche die ernüchternde 
Einschätzung des Auf- 
schwungs, die mageren Be- 
schäftigungsaussichten und 
die scharfe Kritik an der Fi- 
nanzpolitik durch das 
Herbstgutachten der Wirt- 
schaftsinstitute im Vorder- 
grund, folgt nun die Reaktion 

der Bundesregierung: 
« Der Bundeswirtschafts- 

minister geht in der offiziel- 
len Konjunkturprognose für 

2005 erneut an den oberen 
Rand der Schätzungen 

(1,7%) und versucht, auf 
überzogenen Optimismus 
zu machen. Dabei würde 
selbst sein Wunschergebnis 
weder den Arbeitsmarkt 
noch die Staatsfinanzen 
bessern, wie am gegenwär- 
tigen Zustand (sinkende so- 
zialversicherungspf lichtige 

Beschäftigung und steigen- 
de Staatsschuld bei 1,8% 
Wachstum) für jedermann 

erkennbar ist. 
Der Finanzminister nimmt 

es unwidersprochen hin, 
dass rot-grüne Abgeordnete 

schon jetzt offen die Einhal- 
tung der Maastricht-Kriteri- 

Angela Merkel 

Die politische Lage in Deutschland 
Aus dem Bericht der Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

• Zu den Meldungen, dass 
die Gelder in den Renten- 
kassen im September unter 
die gesetzliche Schwan- 

kungsreserve von 20% el" 
ner Monatsausgabe (6 Ta- 
ge) gesunken sind, wird ge' 
schwiegen. Auf die Nacn- 
richten, dass die Kranken- 

kassen entgegen den Vef 
sprechungen der Bundesre- 

gierung finanziell zu klamm 
bleiben, um mittelfristig 
Stabilität oder gar Beitrags' 

enkungen zu garantieren- 

reagiert die Gesundheitsmj' 
nisterin mit Beschwor"*1' 

gungsformeln. 
Und      Bundeskanzler 

Schröder   ist   völlig   abge' 
taucht,    statt    den    Men' 
sehen, die sich vor eine^ 
Opel- oder Karstadt-Schi^ 

sal fürchten, eine Antwc^ 

darauf zu geben, wann u° 
wie es endlich besser wird- 

Dies sind alles andere a 

adäquate Antworten auf dl 

Herausforderungen, vor o 
nen  Deutschland steht- 
muss immer wieder daran 

innert werden: Die viere 
halb Millionen Arbeitslos^ 

in  Deutschland  sind nac 

sechs Jahren Rot-grün z^ 
lererst die Arbeitslosen *° 

Herrn Schröder. ( 

Jetzt wäre eigentlich   ^ 

Zeitpunkt, an dem eine "e 

en für 2005 in Zweifel zie- 
hen. Wegen Hartz-IV (2,2 
Mrd. Euro), der gesenkten 
Konjunkturprognose (4-5 
Mrd. Euro) und schweren 
Bedenken gegen die geplan- 
te Übertragung des ERP- 
Vermögens an die KfW (2 
Mrd. Euro) tun sich für 2005 
neue Haushaltslöcher auf. 

Typisch sind die Bu- 
chungstricks, über die Mini- 

ster Eichel als Ausweg nach- 
denkt: Der Post und Tele- 
kom abgekaufte Pensions- 
verpflichtungen sollen eine 
kurzfristige Entlastung brin- 

gen, allerdings um den Preis 
einer langfristig gesteiger- 
ten Verschuldung. Unabhän- 
gig von der tatsächlichen 

Realisierung sind dies genau 
die Art von Meldungen, die 
Verbraucher wie Investoren 
kein Vertrauen in die Bunde- 
spolitik fassen lassen. 
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antwortliche   Bundesregie- 
rung die Menschen auf die 
°hne Zweifel noch ausste- 
henden Veränderungen vor- 
reiten müsste. Es wäre die 
^eit, in der die Bundesregie- 
rung die Grundsatzfrage an- 
sPricht, wie Sicherheit in ei- 
nersich wandelnden Welt zu 
Schaffen ist, statt alle Fehl- 
entwicklungen den Manage- 
^entfehlern von Unterneh- 
men in die Schuhe zu schie- 
en- Es müsste die Frage be- 

antwortet  werden,  warum 
as Ergebnis der rot-grünen 
°'itik bisher darin besteht, 
en   Menschen   Zuversicht 
nd Vertrauen zu nehmen - 

Und warum es nicht gelingt, 
'hre individuellen Kräfte zu 
Mobilisieren,   das   Verant- 
w°rtungsgefühl für die An- 
^elegenheiten  des  ganzen 
andes zu stärken und einen 

Leinsamen Willen dahin- 
^nd zu schaffen, dass das 
and sich mit der Position ais 

europäisches     Schlusslicht 
nicht länger abfinden will. 

Die klaren Alter- 
nativen der Union 

In den kommenden Wo- 
chen kommt esfür uns darauf 
an, der Bundesregierung 
diese Fragen vorzuhalten. 
Kritik können wir mit kon- 

struktiven Alternativen ver- 

binden. Die Union tritt einfür: 
betriebliche Bündnisse für 

Arbeit, eine Reform der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik und 
einen modernen, zeitge- 

mäßen Kündigungsschutz; 
• eine große Steuerreform, 
mit der Deutschland in 
Kürze einen großen Sprung 
bei Entlastung, Transparenz 
und Wettbewerbsfähigkeit 
nach vorne tun könnte; 
• die Senkung der Beiträge 
zur Arbeitslosenversiche- 
rung und das Einfrieren des 

abgesenkten Arbeitgeber- 
anteils in der GKV mit dem 
Ziel niedrigerer Lohnneben- 
kosten; 

die Vereinfachung der 
staatlich geförderten Al- 
tersvorsorge, um die dro- 
henden Versorgungslücken 
zu schließen; 

einen Kinderbonus in 
Pflege und Rente, mit dem 
wir die Vorgaben des Bun- 

desverfassungsgerichts zu 
mehr Generationengerech- 
tigkeit in den Sozialversi- 
cherungen konsequent um- 
setzen. 

konsequentes Handeln 
zur Stärkung der Inneren Si- 
cherheit - u.a. durch schnel- 
les Ausweisen von Hass- 
Predigern und Top-Gefähr- 
dern, besseren Überwa- 
chungsmöglichkeiten zur 
Bekämpfung der Organi- 
sierten Kriminalität und ei- 
ne wirksame Kronzeugenre- 
gelung. 

°t-grüne    Erinnerungskul- 
Ur:   Zwei   Bundestagsaus- 

*chüsse haben den Verbleib 
er   Fototafeln   zum   DDR- 
0|ksaufstand an der Fassade 

s   Bundesfinanzministeri- 
^ in Berlin abgelehnt. So- 

lider Kultur-als auch der 
nnenausschuss     stimmten 

gen   einen   Antrag   der 

JjDu/CSU-Bundestagsfrak- 
l0n-in dem der Erhalt der Er- 

innerungstafeln gefordert 
wurde. Das Berliner Landge- 

richt hatte die „Arbeitsge- 
meinschaft 13. August" auf 
Antrag des Finanzministeri- 
ums verpflichtet, die Erinne- 
rungstafeln wegen des Denk- 

malschutzes abzumontieren. 
Sie durften anlässlich des 50. 
Jahrestages des Aufstandes 
vom 17. Juni 1953 befristet 
angebracht werden. Der Ver- 

ein sträubt sich trotz des Ur- 
teils gegen die Entfernung. 
Vor dem Gebäude des frühe- 
ren Hauses der Ministerien 
der DDR unweit des Potsda- 
merPlatzeshattensichaml7. 
Juni 1953 tausende Demon- 
stranten gegen die Regierung 
unter Walter Ulbricht ver- 
sammelt. Der Aufstand 
wurde mit sowjetischen Pan- 
zern niedergewalzt. 
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Leitantrag 

Leitantrag Wachstum-Arbeit-Wohlstand 

4. Regionalkonferenz in Berlin 
Die CDU-Vorsitzende An- 

gela Merkel hat in der vier- 
ten von insgesamt sieben 
Regionalkonferenzen mit 
Mitgliedern der Landesver- 
bände Mecklenburg-Vor- 
pommern, Brandenburg 
undBerlindenLeitantragan 
den Düsseldorfer Parteitag 
„Wachstum, Arbeit, Wohl- 
stand" diskutiert. 

Ineinerengagierten Rede 
vor rund 1000 CDU-Anhän- 
gern im Berliner Congress 
Centrum machte Merkel 
deutlich, dass die Zukunft 
der sozialen Sicherungssys- 
teme, der Arbeitsplätze und 
auch des Wohlstandes in 
Deutschland ganz entschei- 
dend davon abhängen, ob es 
Deutschland gelingt, wieder 
mehr Wachstum zu ermögli- 
chen. 

Außerdem müsse man 
den Bürgerinnen und Bür- 
gern besser erklären, warum 
und welche Reformmaßnah- 
men notwendig sind. Man 
müsse genau sagen, was 
bleibt, aber gleichzeitig 

deutlich machen, was sich 
ändern muss, damit 
Deutschland auch in Zukunft 

bestehen kann. 
Merkel erläuterte außer- 

dem die Pläne des Parteivor- 
standes für weitere Refor- 
men auf dem Arbeitsmarkt. 

Wachstum Arbeit •Wohlstand 
Regionalkonferenz der CDU Deutschlands 

Die CDU-Spitze will unter 
anderem den Kündigungs- 
schutz bei Neueinstellungen 

lockern, um so mehr neue Be- 
schäftigung zu ermöglichen. 
Siekönnesich nicht damitab- 

finden, dass das Pro-Kopf- 
Einkommen hierzulande dra- 

matisch sinke, Spitzenfor- 
scher Deutschland verließen 
und Menschen über 50 keine 
Chance mehr auf dem Ar- 
beitsmarkt hätten. „Es wäre 
herzlos, wenn wir uns damit 
abfinden würden", bekräf- 
tigte Merkel. 

In der Diskussion überdie 
Gleichwertigkeitvon Lebens- 
verhältnissen in Ost und 
West riet Merkel dem Westen 
auch zur Übernahme von Er- 
fahrungen aus dem Osten. 

Als Beispiel nannte sie das 
Abitur nach zwölf Jahren. 

CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer verwies auf 

das immer schlechtere Ab' 
schneiden Deutschlands i"1 

internationalen Vergleich- 

Ein Indiz für die übermäßig 
Belastung des Faktors Arbe't 

sei die Schwarzarbeit. Sie se 

auf heute 17 Prozent de5 

Bruttosozialprodukts gestie' 
gen. In diesem Zusammen 

hang betonte der General 
kretär, dass die Einführung 
eines Gesundheitsprämien 

systems in der Krankenvers1 

cherung die Gesundheit5 

kosten von den Arbeitst5 

ten entkoppele. Es sei auc 
ein Beitrag zur Senkung °e 

Schwarzarbeit, wenn reg 
läre Arbeit weniger mit A 

gaben belastet wird. 

Den Leitantrag Wach 
tum-Arbeit-Wohlstan" 

finden Sie unter 
www.cdu.de 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

2005 droht erneutes 
Schuldendesaster 

Zur Wachstumsprogno- 
Se von Bundeswirtschafts- 
minister Clement: 

Inzwischen  hat sich  die 
Bundesregierung  mit ihren 
Prognosen   über  das  Wirt- 
Scnaftswachstum dem „main- 
stream"    angenähert.    Cle- 
ments Prognose für das kom- 
mende Jahr liegt mit 1,5 bis 
•'% nahe bei der Prognose 
es jüngsten Herbstgutach- 
er>s. Doch finanz- und haus- 
a'tspolitisch kann dies keine 

/^Warnung bedeuten. Der 

^ushalt 2004 ist das beste 
eispiel dafür. In diesem Jahr 

Wird sich die Wachstumspro- 
ß^ose der Bundesregierung 

^°n rd. 1,8% voraussichtlich 
estätigen. Dennoch liegt sie 
lt: ihrer Budgetplanung wei- 

*r von der Realität entfernt 
asJezuvor: Mit einer Rekord- 

rschuldung von weit über 

t°Mrd.€ läuft der Haushalt 

f°
tal aus dem Ruder; das De- 

c'2lt im Bundeshaushalt liegt 
a- 20 Mrd. € über der verfas- 

ngsmäßigzulässigenGren- 

r.
e Und das Maastricht-Krite- 

!Urrivon3%wirderneutmas- 
Slv^erletzt. 

Ie      Bundesregierung 
u  Ss endlich zu einer realis- 

* t  "  BudgetPlanung zu- 
ej
ckkehren. Es reicht nicht, 

Be .. der   Wirklichkeit   an- 
kerte    Wachstumspro- 

Dietrich Austermann 

gnose aufzustellen, sondern 
es müssen konkrete Anpas- 
sungen bei den Einnahmen 
und den Ausgaben vorge- 
nommen werden. Allein bei 
den Steuereinahmen muss 
der Bundeshaushalt 2004ein 

MinusvonüberlOMrd.Cver- 
kraften, was sich als Basisef- 
fekt in das nächste Jahr 
schiebt. Da die Wirtschafts- 
forschungsinstitute von ei- 
ner nur minimal sinkenden 
Arbeitslosenzahl für das 

kommende Jahr ausgehen, 
muss die Regierung auch 

beim Arbeitsmarkt endlich zu 
einer der Wirklichkeit ent- 

sprechenden Veranschla- 
gung der Ausgaben kommen. 

Der Bundesfinanzminis- 
ter muss spätestens nach der 
Steuerschätzung Anfang No- 
vember den Haushaltsent- 
wurf 2005 massiv korrigieren 
und endlich eingestehen, 
dass auch im kommenden 
Jahr der Haushalt weder den 
Vorgaben der Verfassung 
entspricht   noch   dazu   bei- 

trägt, dass Deutschland 2005 
das 3%-Maastricht-Kriteri- 
um einhalten wird. 

Dietrich Austermann ist 

derhaushaltspolitische Frak- 
tionssprecher. 

Experten kritisieren 

Abbau der Mittel- 
standsförderung 

Anlässlich der öffentlichen 
Anhörung des Wirtschafts- 
ausschussesdes Deutschen 
Bundestages am Montag, 
den 25. Oktober 2004, zur 
Zerschlagung der ehemali- 

gen Marshall-Aufbaugelder 
(ERP-Sondervermögen) zur 
Haushaltssanierung des 
Bundes: 

Die Expertenanhörung 
war eine schallende Watsche 
für die Bundesregierung. Ein- 
stimmig haben der Bundes- 

rechnungshof, Verfassungs- 
rechtler und die Wirtschafts- 
verbändeden PlänenderBun- 
desregierung, von den 12,7 
Mrd. Euro des ERP-SV 2 Mrd. 
Euro in den Haushalt zur 
Schuldentilgung einzustellen 
und das verbleibende Vermö- 
gen durch die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau verwalten 
zu lassen, eine deutliche Ab- 
sageerteilt. 

Die Bundesregierung tritt 
mit ihrem Entwurf nicht nur 
deutsches Recht mit Füßen, 
sondern verstößt auch gegen 

deutsch-amerikanische   Ab- 
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kommen zur Wirtschaftsför- 
derung. Das internationale 
Abkommen zur Verwendung 
der Marshall-Gelder sieht 
ausdrücklich keine Schulden- 

tilgung - wie jetzt von der 
Bundesregierung geplant -, 

sondern ausschließlich Wirt- 
schaftförderung und die Pfle- 
ge der transatlantischen Be- 

ziehungen vor. DasSubstanz- 
erhaltungsgebot des ERP-SV 
ist explizit im Abkommen mit 

den USA von 1949 festge- 
schrieben. Ein Verstoß würde 

die ohnehin strapazierten 
transatlantischen Beziehun- 
gen weiter schwächen. 

Wenn Rot-Grün daherdie 
Zerschlagungs-Pläne - ange- 

sichts der klaren Aussagen 
dieser Expertenanhörung - 
auch in Zukunft uneinge- 
schränkt weiterverfolgt, be- 

Dagmar Wöhrl 

findet sich die 
Bundesregierung 

geradewegs auf 
dem Weg in die 
Bananenrepublik. 

Gleichzeitig geht 
der mittelständi- 
schen Wirtschaft 
dringend benötig- 

tes Geld für För- 
dermaßnahmen in beträcht- 
lichem Umfang verloren. 

Hinzu kommt, dass durch 
die von Rot-Grün geforderte 
Übertragung der Marshall- 
Gelder an die KfW erhebliche 
Demokratiedefizite einher- 
gehen. Rot-Grün plant, die 
Einflußmöglichkeiten durch 
den Deutschen Bundestag 
auf das ERP-SV auszuschal- 
ten. Geht es nach dem Willen 
der Bundesregierung, wer- 
den die Marshall-Gelder, die 

• • 

Otto Bernhardt 

wesentlich zum WiederaU"' 
bau der Bundesrepublik be1' 

getragen haben, dem Par,a' 
ment künftig dauerhaft ent- 
zogen. Bislang entscheidet 
derDeutscheBundestagüber 

den Einsatz und die Verwen- 
dung des Marshall-Fonds- 

Der Verfassungsrechtler Pr°f- 
Waldhoff sprach während der 

Anhörung in diesem Zusam 
menhang zutreffend von de 
„Entdemokratisierung de 

Vermögens". 

WAHLEN ZUM STELLVERTRETENDEN FRAKTIONSVORSITZ 

Meister und Pofalla zu 
Stellvertretenden Vorsit- 
zenden gewählt 

Die CDU-Abgeordneten 
aus der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion haben in der ver- 
gangenen Woche Michael 
Meister und Ronald Pofalla 
zu stellvertretenden Vorsit- 
zendengewählt. Beidetreten 

damit die Nachfolge des 
Wirtschafts- und Finanzex- 
perten Friedrich Merz an, der 
seinen Rücktritt angekün- 
digt hatte. Meister über- 
nimmt dann als Stellvertreter 

der Fraktionsvorsitzenden 
Angela Merkel die Bereiche 
Finanzen und Haushalt, Pofa- 
lla wird für die Wirtschafts- 
themen zuständig sein. Ge- 
wählt wurden Meister und 
Pofalla ausschließlich von 
den CDU-Mitgliedern der 
Fraktion. 

Der 43-jährige Meister 
war bisher Vorsitzender der 
Fraktions-Arbeitsgruppe Fi- 
nanzen und damit finanzpo- 
litischer Sprecher seiner 
Fraktion. Er ist studierter 
Mathematiker  und  vertritt 

die CDU seit 1994 im Bun- 
destag. Der Diplom Sozial' 
Pädagoge und Jurist Pofal|a 

ist seit 2002 als Justiziar der 

Fraktion tätig. Der 45-Jäh' 
rige gehört seit 1990 dem 

Parlament an. 
Zum neuen Justiziar wur- 

de mit 142 Stimmen derCDU' 

Politiker Peter Altmaier ge' 
wählt. Nachfolger Meiste^5 

alsfinanzpolitischerSpreche 

wurde der CDU-Abgeo^ 
nete Heinz Seiffert. Er wurö 

von der Gesamtfraktion m1 

211 Stimmen gewählt. 
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Wir halten die Regie- 
rungspläne daher für verfas- 
sungsrechtlich unseriös und 
w'rtschaftsfeindlich. An- 
statt gutes Geld der Wirt- 

^naftsförderung zu entzie- 
en und in den unsoliden 

BtJndesetat zu stecken, muss 
Jjelmehr die Mittelstands- 
örderung weiter gestärkt 

werden - so wie es das gel- 
inde Recht vorsieht. 

Denn klar ist: Wir können 
Uns nicht aus der Krise her- 

Ussparen, sondern müssen 
üs der Krise herauswach- 
en-   Hierfür  sind   bessere 

nrnenbedingungen insbe- 

f
S°ndereinderMittelstands- 
'nanzierung     unerlässlich. 
er>n eine effizientere Ver- 
a|tung und ein wirksame- 

^rEinsatzderMarshall-Gel- 
erdaher möglich sind.dann 
üssen   diese   Effizienzge- 
lnne dem Mittelstand zu- 

gekommen. 

r   Wir fordern die Bundes- 
e8ierung deshalb mit Nach- 

t
fück auf, alle Möglichkei- 

zur  Verbesserung  der 
te|standsförderung     zu 

l^üfen und diese für mehr 

I Cnstum einzusetzen. Die 

Ef^
e zur Zerschlagung des 

.   "sondervermögens sind 
Segen umgehend zurück- 

gehen. 

Wj i. Wöhrl ist die 

0n 
Schaftspolitische Frakti- 

SsPrecherin, Otto Bern- 

ric.     ist der zuständige Be- 
statter im Finanzaus- 

schuss des Bundestages und 

Mitglied im ERP-Unteraus- 
schuss. 

Der rote Sheriff ver- 

sinkt in Untätigkeit 

Zu Berichten über die 
Erschleichung von Aufent- 
haltsrechten durch Schein- 
vaterschaften, die zuneh- 
mende Bedrohung durch die 
Verbindung von Islamisten 
mit Kriminellen und den be- 
haupteten „Verschärfungen" 
der Visa-Regelungen: 

Obwohl bei diesen Proble- 

men bei „Sicherheits"-Minis- 
ter Schily die Hütte brennen 

müsste, versinkterin Untätig- 
keit. Wir fordern Minister 
Schily zum Handeln auf: 

1. Die Erschleichung von 
Aufenthaltsgenehmigun- 
gen durch Schwangere mit- 
tels Scheinvaterschaften: 
Wir fordern, dass Minister 
Schily eine Gesetzesände- 

rung durchsetzt, wonach bei 
(solchen) Vaterschaftsan- 
erkennungen ein Anfech- 

tungsrecht für Träger öffent- 
licher Belange geschaffen 

wird. DieSkandale um Schein- 
vaterschaften sind seit Jah- 
ren bekannt und die Auswir- 
kungen dieser Gesetzes- 
lücken auf das Ausländer- 
recht verheerend. 

2. Der Visa-Skandal: Wir 
fordern den definitiven Aus- 
schluss der Visumerteilung 

Hartmut Koschyk 

an terrorverdächtige Aus- 
länder, eine nationale Einla- 
der- und Warndatei aller 
Ausländerbehörden mit Re- 
cherchebefugnissen der Si- 
cherheitsbehörden überden 
Einlader sowie die Übertra- 
gung der Fachaufsicht bei 
der Visaerteilung auf das In- 
nenministerium. Weder der 
„Chrobog"-Erlass noch die 
beabsichtigte Einlader-Da- 
tei erfüllen dies. 

3. Entwicklungen bei is- 
lamistischem Terror ver- 
schlafen: Spätestens seit 
den Anschlägen von Madrid 
ist bekannt, dass sich in 

Deutschland eine explosive 
Mischungaus Islamisten und 
Kriminellen zusammen- 
braut. Warum ist es Islami- 
sten möglich, deutsche Ge- 
fängnisse als Rekrutierungs- 
pool zu nutzen? Warum hat 
Minister Schily nicht rea- 
giert, als sein Rasterfahn- 
dungsmuster des unauffälli- 
gen jungen Mannes bei der 
aktuellen Suche nicht mehr 
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passte? Wo sind seine Reak- 
tionen auf Geheimdienst- 
warnungen aus dem Nahen 
Osten, wonach in Deutsch- 
land unpolitische Kleinkri- 
minelle und Arbeitslose für 
die islamistische Bewegung 
angeworben werden? Wo 
sind die Reaktionen auf Fat- 
was, die aus „Kriminellen ein 

williges Werkzeug der 
DrahtzieherdesTerrors" ma- 
chen? Warum gibt es auf 
Bundesebene kein schlag- 
kräftiges und umfassendes 
Projekt zur Aufklärung kri- 
mineller Strukturen, bei dem 
gezielt Spezialisten einge- 
setzt und mit weiteren I nfor- 
mationsträgern vernetzt 
werden? Das seit Oktober 
existierende Gemeinsame 

Analyse- und Strategiezen- 
trum Schleusung (GAS) zwi- 
schen BGS und BKA reicht 
erkennbar nicht aus. 

Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Mehr, besser - 
aber bezahlbar: 

Kinderbetreuung 

Zur 2./3. Lesung des Tages- 
betreuungsausbaugesetzes: 

Die Unionsfraktion tritt 

für eine qualitativ bessere 

Kinderbetreuung, für mehr 
Kinderbetreuungsplätze und 
für eine für Eltern bezahlbare 

Kinderbetreuung ein. Es ist 

nicht zu bestreiten, dass die 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf in Deutschland zu 
wünschen übrig lässt. Die 
Rahmenbedingungen haben 
sich zwar verbessert durch 
den von der U nion geschaffe- 
nen Rechtsanspruch auf ei- 
nen Kindergartenplatz und 
mehr Ganztagsplätze/-an- 

gebote in Kindergarten und 
Schule. Aber in den alten 
Bundesländern gibt es nach 
wie vor ein erhebliches De- 
fizit an Betreuungsangebo- 
ten für die unter dreijähri- 

gen Kinder. 
Mehr Betreuung alleine 

reichtjedochnichtaus.Auch 

eine qualitative Verbesse- 
rung durch frühkindliche 
Bildung und Förderung sind 
unabdingbar. Vor allem die 
unionsregierten Länder ha- 
ben Bildungspläne für die 0 
bis 10-jährigen Kinder ent- 
wickelt. Denn es darf nicht 
sein, dass Kinder, die in den 
Kindergarten kommen, noch 
nicht mit Messer und Gabel 
essen können und Kinder, 
die in die Schule kommen, 
die deutsche Sprache nicht 
richtig beherrschen. 

Deshalb sagt die Union 
ein klares Ja zum quantitati- 
ven und qualitativen Ausbau 
der Kinderbetreuung. Je- 
doch ist die von Rot-Grün 
vorgesehene Finanzierung 
zu Lasten der Kommunen 

nicht hinnehmbar. Rhein- 
land-Pfalz,    Schleswig-Hol- 

Maria Böhmer 

stein, Mecklenburg-Vorpon1' 

mern und Berlin haben be' 
reits die Elternbeiträge e1" 
höht. In vielen Regionen 
melden Eltern ihre Kinder 

schon heute aus den Kinder 
tagesstätten ab, weil sie die 
Beiträge nicht mehr bezan' 

len können. 
Das zeigt: Trotz Verbes- 

serungen - die ersten Verl'e 

rer werden die Eltern se"* 
weil die Träger die Kosten 

durch eine Erhöhung °e 

Beiträge auf die Eltern ab' 

wälzen werden. Die zweite 

Verlierer sind die Kinder, de 

nen dadurch die Möglich^1 

einer besseren frühkindj 
chen Förderung vorentha 

ten wird. . > 
Aus diesen Gründen Wir. 

sich die Unionsfraktion &e 

derAbstimmungim Bunde 
tag der Stimme enthalten- 

Maria Böhmer ist ste 
vertretende Vorsitzende 

CDU/CSU-Bundestagsfra 

tion. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Rechtzeitig zur kalten Jahreszeit - 
unsere beliebten Artikel im neuen Cl 

Taschentücher „Gegen Rot-Grüne Nasen" 

Bestell-Nummer:9637 
Preis je 144 Stück: 26,50 € 

inkl. MwSt: 30,74 € 

GEGEN 
ROT-GRÜNE 
NASEN 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer:9890 
Preis je 70 Stück: 45,00 € 

inkl. MwSt.: 48,15 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 100 Stück: 29,00 € 

inkl. MwSt: 33,64 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Ab jetzt zum Sonderpreis! 

CDU Pavillon, 
ohne Seitenteil, 3 x3m 

Bestell-Nummer: 0924 
Preis je Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt: 17,40 € 

Seitenteil für CDU Pavillon 

Bestell-Nummer: 092 
Preis je Stück: 5,00 € 

inkl. MwSt.: 5,80 € 

BESTELLANSCHRlf 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentru 
Postfach 1162,33759 Versmoi 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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